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Neues aus Berlin 

Der Rentenpakt: Kurswech-

sel in der Rentenpolitik 

 
Was genau sich ändert: 
Um das Rentenniveau bei 48 Prozent stabil zu 
halten, soll die Rentenanpassungsformel um 
eine Niveausicherungsklausel ergänzt werden. 
Sie sorgt dafür, dass die Renten bis 2025 so an-
gepasst werden, dass mindestens ein Niveau 
von 48 Prozent erreicht wird. 
 
Um den Beitragssatz bei 20 Prozent zu halten, 
soll eine Beitragssatzgarantie eingeführt wer-
den. Hierzu werden bei Bedarf weitere Steuer-
mittel bereitgestellt. Zusätzlich verpflichtet sich 
der Bund in den Jahren 2022 bis 2025 zu Son-
derzahlungen in Höhe von 500 Millionen Euro 
pro Jahr als Finanzierungssockel für die Ren-
tenversicherung. Ein stabiles System der Al-
tersvorsorge ist ein gesamtgesellschaftliches 
Anliegen – aus diesem Grund ist eine stärkere 
Finanzierung mit Steuergeldern gerechtfertigt. 
So wird auch gewährleistet, dass nicht eine Ge-
neration diese Aufgabe allein schultern muss. 
 
Verbesserung der Erwerbsminderungsrente 
Der Rentenpakt sieht noch eine weitere erheb-
liche Verbesserung bei der sozialen Sicherheit 
vor. Dabei geht es um Menschen, die in Zukunft 
nur noch ganz wenig oder gar nicht mehr arbei-
ten können – die also erwerbsgemindert sind. 
Gerade wer aus gesundheitlichen Gründen frü-
her aus dem Berufsleben ausscheiden muss, 
braucht den Schutz der Solidargemeinschaft. 
 
Darum soll die so genannte Zurechnungszeit 
zweimal angehoben werden. Für Rentenzu-
gänge im Jahr 2019 wird die Zurechnungszeit in 
einem Schritt auf das Alter von 65 Jahren und 
acht Monaten angehoben und für Neuzugänge 
von 2020 an schrittweise auf das vollendete 67. 
Lebensjahr. Die Rente wird dann so berechnet, 
als hätten die Betroffenen nach Eintritt ihrer Er-
werbsminderung bis zu diesem Alter weiterge-
arbeitet. Dadurch erhöht sich deren Erwerbs-
minderungsrente. Von 2019 an profitieren da-
von mehr als 170.000 Menschen. 
 
Entlastung bei geringen Einkommen 
Außerdem wird die Koalition mit dem Gesetzes-
paket knapp 3,5 Millionen Menschen mit nur ge-
ringem Einkommen bei der Beitragszahlung 

entlasten. Das Gute: Ihre Rentenanwartschaf-
ten verschlechtern sich dadurch nicht. Denn vor 
allem Menschen mit wenig Einkommen sind auf 
finanzielle Spielräume angewiesen. 
 
Konkret sieht das so aus: In der bisherigen 
Gleitzone zahlen Beschäftigte mit einem monat-
lichen Arbeitsentgelt von 450 bis 850 Euro ver-
ringerte Arbeitnehmerbeträge. Diese Gleitzone 
soll zu einem sozialversicherungsrechtlichen 
Übergangsbereich mit einer auf 1300 Euro an-
gehobenen Grenze der Beitragsentlastung wei-
terentwickelt werden. Man zahlt also weniger 
Beiträge. 
 
Ausweitung der Mütterrente 
Schließlich wird allen Müttern oder Vätern für 
ihre Kinder, die vor 1992 geboren worden sind, 
bei der Rente ein weiteres halbes Jahr bei der 
Kindererziehung angerechnet. Davon werden 
auch rund zehn Millionen Menschen profitieren, 
die bereits Rente beziehen. Dass diese Rege-
lung nun doch für alle gilt, und nicht nur für El-
tern mit mindestens drei Kindern, hat die SPD-
Fraktion durchgesetzt. 
 
Mit diesen umfangreichen Maßnahmen stärkt 
die Koalition das Vertrauen in die gesetzliche 
Rente – die sich aller Unkenrufe zum Trotz auch 
in den Finanzkrisen als stabiler Faktor in der Al-
terssicherung erwiesen hat. 
 
Wichtig ist für die SPD-Bundestagsfraktion je-
doch, diese Sicherheit auch über 2025 festzu-
schreiben. Auch diejenigen, die heute einzah-
len, müssen sich darauf verlassen können, 
dass das Rentenniveau nicht weiter absinkt. Die 
Rente der gesetzlichen Rentenversicherung 
bleibt auch künftig die wichtigste Säule in der 
Alterssicherung in Deutschland. Dafür werben 
nicht zuletzt die SPD-Abgesandten in der Ren-
tenkommission der Bundesregierung, die im 
Herbst 2018 ihre Arbeit aufgenommen hat und 
Vorschläge für die Alterssicherung der Zukunft 
erarbeiten soll. 
 

Mehr Kindergeld, höherer 

Kinderfreibetrag 

Die Große Koalition stärkt Familien. Am Don-
nerstag hat der Bundestag in 1. Lesung über 
das so genannte Familienentlastungsgesetz 
debattiert (Drs. 19/4723). Mit dem Gesetz sollen 
das Kindergeld erhöht sowie der Kinderfreibe-
trag und der Grundfreibetrag für Erwachsene 
angehoben werden. Außerdem sollen die Steu-
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ermehreinnahmen aufgrund der kalten Progres-
sion zurückgegeben werden. Das macht sich 
bei jedem auf dem monatlichen Gehaltszettel 
bemerkbar. 
 
SPD-Fraktionschefin Nahles sagt: „Familien 
sind die wahren Leistungsträger der Gesell-
schaft.“ Familien zu stärken und zu entlasten, 
ist deshalb ein wichtiges Ziel der SPD-Fraktion. 
 
Ganz konkret heißt das: Das Kindergeld wird 
um 10 Euro pro Monat ab dem 1. Juli 2019 an-
gehoben. Der Kinderfreibetrag wird entspre-
chend erhöht, und zwar um 192 Euro auf 7602 
Euro. 
Eine weitere Kindergelderhöhung von 15 Euro 
pro Monat und eine zusätzliche Erhöhung des 
Kinderfreibetrags auf 7812 Euro wird die Koali-
tion 2021 vornehmen. 
 
Die Gesetzesvorlage führt insgesamt zu einer 
Steuerentlastung von knapp 10 Milliarden Euro. 
Die Steuersenkung kommt bei den Bürgern und 
vor allem bei den Familien unmittelbar an. Ein 
Beispiel: Eine Familie mit zwei Kindern und ei-
nem Jahreseinkommen von 40.000 Euro hat 
von 2020 an 454 Euro mehr pro Jahr. 
 
Zur Freistellung des steuerlichen Existenzmini-
ums wird der Grundfreibetrag (derzeit 9000 
Euro) erhöht. 2019 erfolgt eine Erhöhung um 
168 Euro, 2020 um 240 Euro. Um den Effekt der 
kalten Progression auszugleichen, werden au-
ßerdem die Eckwerte des Einkommenstarifs 
verschoben – dadurch werden alle Steuerzah-
lerinnen und Steuerzahler entlastet. 
 
Das sind erste wichtige Bausteine für ein soli-
darisches Land und den Zusammenhalt der Ge-
sellschaft. Hinzu werden unter anderem die Er-
höhung des Kinderzuschlages kommen, der 
Abbau von Kitagebühren ebenso wie der Abbau 
des Solidaritätszuschlages für 90 Prozent der 
Zahlerinnen und Zahler. Kinder sollen die bes-
ten Chancen für ihre Zukunft bekommen, und 
ihre Eltern sollen sie dabei bestmöglich unter-
stützen können. Die finanzielle Stärkung, insbe-
sondere von Familien mit geringen und mittle-
ren Einkommen, ist ein wesentlicher Eckpfeiler 
der familienpolitischen Maßnahmen der Großen 
Koalition. 
 

Neue Chancen auf Teilhabe 

am Arbeitsleben 

Im Alter abgesichert zu sein, ist ein Kernver-
sprechen des Sozialstaats. Dieses Verspre-
chen ist für die SPD-Fraktion Verpflichtung. 
Durch die Alterung der Gesellschaft drohen der-
zeit ein Sinken des so genannten Rentenni-
veaus und zugleich steigende Beiträge zur Ren-
tenversicherung. Deshalb haben die Sozialde-
mokratinnen und Sozialdemokraten bei den Ko-
alitionsverhandlungen mit der Union Druck ge-
macht, die Alterssicherung zu stärken. Damit 
wird ein echter Kurswechsel in der Rentenpolitik 
eingeleitet. 
 
Der Bundestag hat am Donnerstag erstmals 
über den Rentenpakt von Bundessozialminister 
Hubertus Heil (SPD) debattiert. Mit diesem Ge-
setzespaket werden ein Rentenniveau vor 
Steuern bei 48 Prozent und ein Beitragssatz bei 
rund 20 Prozent gesichert (Drs. 19/4661). Diese 
beiden Haltelinien sollen vorerst bis 2025 gel-
ten. 
 
In einem solidarischen Land hat jeder eine neue 
Chance verdient. Auch wenn die Arbeitslosig-
keit niedrig ist, gibt es noch viel zu viele Men-
schen, die schon lange eine Arbeit suchen. Da-
mit finden sich die Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten nicht ab. Für sie schafft die 
Koalition auf Drängen der SPD-Fraktion mit 
dem Teilhabechancengesetz einen sozialen Ar-
beitsmarkt, der ihnen neue Chancen auf Teil-
habe am Arbeitsleben bietet. 
 
Der Bundestag hat am Donnerstag in 1. Lesung 
dieses Gesetz zum sozialen Arbeitsmarkt de-
battiert (Drs. 19/4725). 
 
Zum Hintergrund: 
Die Lage am Arbeitsmarkt in Deutschland ist so 
gut wie schon lange nicht mehr. Die Arbeitslo-
sigkeit ist dank Rekordbeschäftigung auf einem 
niedrigen Stand. Doch noch immer sind rund 
800.000 Menschen von Langzeitarbeitslosigkeit 
betroffen. Ohne Unterstützung haben viele von 
ihnen absehbar keine realistische Chance auf 
einen regulären Arbeitsplatz. Deshalb wird die 
Koalition nun einen öffentlich geförderten Ar-
beitsmarkt mit individuellen Unterstützungs- 
und Betreuungsangeboten schaffen. 
 
Im Einzelnen: 
Für den sozialen Arbeitsmarkt werden den Job-
centern zusätzlich 4 Milliarden Euro zur Verfü-
gung gestellt. Darüber hinaus ermöglicht die 
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Koalition den Jobcentern den so genannten 
Passiv-Aktiv-Transfer: Damit können die Job-
center-Leistungen, zum Beispiel der Regelsatz, 
in einen Lohnkostenzuschuss umgewandelt 
werden. Es wird also Arbeit statt Arbeitslosigkeit 
finanziert. 
 
Mit dem Teilhabechancengesetz werden mit 
zwei Instrumenten die Teilhabechancen für 
Langzeitarbeitslose auf dem allgemeinen und 
dem sozialen Arbeitsmarkt verbessert: 
 

 Langzeitarbeitslose, die mindestens sieben 
Jahre Leistungen der Jobcenter bezogen 
haben, sollen über das Instrument „Teilhabe 
am Arbeitsmarkt“ neue Perspektiven be-
kommen. Das wird in das Zweite Sozialge-
setzbuch eingefügt. Durch Lohnkostenzu-
schüsse für bis zu fünf Jahre werden sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigungsver-
hältnisse in der Wirtschaft, in sozialen Ein-
richtungen und bei Kommunen gefördert. In 
den ersten beiden Jahren beträgt der Zu-
schuss 100 Prozent zum Mindestlohn; in je-
dem weiteren Jahr wird dieser Zuschuss um 
zehn Prozentpunkte gekürzt. 

 Um bereits früher Arbeitslosigkeit zu be-
kämpfen, wird mit dem zweiten Instrument 
im SGB II „Eingliederung von Langzeitar-
beitslosen“ eine schon bestehende Förder-
möglichkeit von ALG-II-Beziehern geschärft: 
Ziel ist, Beschäftigte über eine zweijährige 
Förderung von 75 Prozent der Arbeitsent-
gelte im ersten Jahr bzw. 50 Prozent im 
zweiten Jahr in den allgemeinen Arbeits-
markt zu integrieren. 
 

Ergänzend gilt für beide Gruppen, dass ihnen 
das Angebot an individueller Betreuung und 
Qualifizierung offen steht – also ein echtes 
Coaching. 
 
Für die SPD-Fraktion ist klar: Alle Menschen 
müssen die Chance bekommen, durch ihre Ar-
beit für sich selbst sorgen zu können. Das 
schafft mehr Teilhabe und eröffnet neue Per-
spektiven. Es ist sozialdemokratische Politik für 
ein solidarisches Land. 
 

Fortsetzung des Bundes-

wehreinsatzes im Irak unter 

Vorbehalt 

In 1. Lesung hat der Bundestag am Donnerstag 
den Antrag der Bundesregierung beraten, das 
Bundeswehrmandat zur Bekämpfung des IS-

Terrors und der Stabilisierung des Irak über den 
31. Oktober 2018 hinaus fortzusetzen (Drs. 
19/4719). 
 
Der Antrag sieht vor, den Einsatz der Aufklä-
rungs- und Tankflugzeuge im Rahmen des Anti-
IS-Mandates zum 31. Oktober 2019 zu been-
den und das Ausbildungsmandat der Bundes-
wehr im Zentralirak unter Vorbehalt zu verlän-
gern. 
 
Sollte die neu gewählte irakische Regierung un-
ter Einbezug des irakischen Parlaments die Ein-
ladung an Deutschland und die geltenden Trup-
penvereinbarungen bis zum 30. April 2019 nicht 
in geeigneter Form bestätigen, wird das Ausbil-
dungsmandat zum 31. Oktober 2019 abgebaut 
und beendet. 
 
Erstmals legt die Koalition damit in der Manda-
tierung von Auslandeinsätzen fest, dass für die 
Entsendung der Bundeswehr nicht nur die Zu-
stimmung der ausländischen Regierung, son-
dern explizit auch die Einbeziehung des natio-
nalen Parlaments in den politischen Willensbil-
dungsprozess gewünscht ist. 
 

Für ambitionierte CO2-

Grenzwerte für Pkw und 

leichte Nutzfahrzeuge in der 

EU 

Die SPD-Fraktion hat am Dienstag ein Positi-
onspapier zum Klimaschutz beschlossen 
(„Chancen nutzen und Klimaziele unterstüt-
zen“). Sie setzt sich dafür ein, dass bei neuen 
Pkw und leichten Nutzfahrzeugen die Emissio-
nen bis 2030 im Vergleich zu 2021 um 40 Pro-
zent gesenkt werden sollen. 
 
Im Beschluss heißt es: „Je ambitionierter die 
Grenzwerte für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge 
auf EU-Ebene sind, desto weniger zusätzliche 
Maßnahmen sind auf nationaler Ebene im Kli-
maschutzgesetz notwendig, um die Klimaziele 
im Verkehr zu erreichen. Wer sich gegen ambi-
tionierte CO2-Grenzwerte auf EU-Ebene aus-
spricht, muss beantworten können, welche zu-
sätzlichen nationalen Maßnahmen stattdessen 
ergriffen werden sollen. 
 
Das Positionspapier ist hier nachzulesen: 
https://www.spdfraktion.de/system/fi-
les/documents/positonspapier-spdfraktion-co2-
grenzwerte-09.10.2018.pdf  

https://www.spdfraktion.de/system/files/documents/positonspapier-spdfraktion-co2-grenzwerte-09.10.2018.pdf
https://www.spdfraktion.de/system/files/documents/positonspapier-spdfraktion-co2-grenzwerte-09.10.2018.pdf
https://www.spdfraktion.de/system/files/documents/positonspapier-spdfraktion-co2-grenzwerte-09.10.2018.pdf
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Aus unserer Region 

Regierungskonsultationen in 

Israel 

Im bilateralen Gespräch am 4. Oktober dankte 
Vizeumweltminister Mazoz mir in meiner Funk-
tion als Parlamentarische Staatssekretärin für 
die langjährige erfolgreiche Kooperation beider 
Ministerien zum Umwelt- und Klimaschutz und 
bei der Umsetzung der 2030-Agenda für nach-
haltige Entwicklung. 
 
Mit Herrn Mazoz vereinbarten wir, die Zusam-
menarbeit 
 
- zum Umweltschutz in der Industrie, 
- zu Ressourceneffizienz und 
- zur Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele 

der 2030-Agenda 
 
weiter auszubauen. Ich erläuterte diese Pla-
nung in der gemeinsamen Plenarsitzung beider 
Regierungen und betonte, auch mit Blick auf 
den Besuch der Regierungsdelegation bei der 
Holocaust-Gedenkstätte Yad Vashem: "Wir 
sind kommenden Generationen die Erinnerung 
schuldig – genauso wie wir ihnen einen intakten 
Planeten schuldig sind." 
 

 
 
Quelle: Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und nukleare Sicherheit (BMU) 
 

Murger Zukunftsgespräch mit 

Felix Finkbeiner  

Kein Geringerer als Felix Finkbeiner wird zu 
Gast sein beim nächsten Murger Zukunftsge-
spräch am 15. Oktober in der Murgtalhalle. Das 
Zukunftsgespräch findet unter dem Motto "Weil 
ich länger lebe als Du" statt und gerne möchte 
ich Sie an dieser Stelle auf diese sowohl span-
nende als auch sicherlich inspirierende Veran-
staltung aufmerksam machen und zum Mitma-
chen einladen. Felix Finkbeiner hat als damals 
Neunjähriger im Jahr 2007 die Initiative "Plant-
for-the-Planet" gegründet hat. Im Rahmen die-
ser Initiative von Kindern und Jugendlichen set-
zen sich diese für globale Gerechtigkeit und 
mehr Klimaschutz ein, vor allem durch zahlrei-
che Baumpflanzaktionen. Felix Finkbeiner ist 
mittlerweile weltweit unterwegs, stellt seine Ini-
tiative vor und berichtet vom seinem Engage-
ment für den Klimaschutz. Ich freue mich ganz 
besonders, dass er zu uns an den Hochrhein 
kommt und uns von seinen Visionen und Ideen 
berichtet. 

 

 

Murger Zukunftsgespräch  

mit Felix Finkbeiner 

Montag, den 15.10.2018  

um 18:30 Uhr 

Murgtalhalle in Murg 

 

Eintritt frei 

 

 
Die Initiative Murg im Wandel freut sich über 
Spenden. Um Voranmeldung per E-Mail 
(mail@plantfortheplanet-murg.de) oder per Te-
lefon (+49 7763 8899) wird gebeten. 
 
Weitere Informationen zu der Veranstaltung in 
Murg finden Sie unter: 
https://www.plantfortheplanet-murg.de/ 
 
 
Mehr zu der Initiative "Plant-for-the-Planet" von 
Felix Finkbeiner finden Sie auf seiner Face-
book-Seite und der offiziellen Seite von Plant-
for-the-Planet. Die Murger Zukunftsgespräche 
werden organisiert von Murg im Wandel. 

mailto:mail@plantfortheplanet-murg.de
https://www.plantfortheplanet-murg.de/
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Heizspiegel 2018 gibt prakti-

sche Tipps zum Energie- und 

Kostensparen 

Im Rahmen der BMU-Kampagne "Mein Klima-
schutz" wurde heute der Heizspiegel für 
Deutschland 2018 veröffentlicht. Mieter und Ei-
gentümer können damit ihren Energieverbrauch 
beim Beheizen ihrer Häuser und Wohnungen 
bewerten. Zusätzlich gibt er Tipps für klima-
freundliches, effizientes Heizen. Die gemeinnüt-
zige Beratungsgesellschaft co2online und der 
Deutsche Mieterbund e. V. haben den Heizspie-
gel im Auftrag des Bundesumweltministeriums 
erarbeitet. Dazu wurden rund 61.000 Gebäude-
daten zentral beheizter Wohngebäude in ganz 
Deutschland ausgewertet. 
 
Die durchschnittlichen Heizkosten haben sich 
2017 je nach Energieträger unterschiedlich ent-
wickelt. Da Heizöl deutlich teurer geworden ist, 
mussten Bewohner von Häusern mit diesen 
Heizungen erheblich mehr zahlen als im Jahr 
zuvor. Die Kosten für Erdgas und Fernwärme 
gingen im letzten Jahr leicht zurück. 
 
Die Heizkosten werden aber darüber hinaus 
auch maßgeblich von der Effizienz der Heizung 
und dem energetischen Zustand der eigenen 
vier Wände bestimmt. In einem energetisch gu-
ten Mehrfamilienhaus mit Erdgasheizung haben 
Bewohner einer 70 Quadratmeter großen Woh-
nung im vergangenen Jahr im Schnitt 520 Euro 
fürs Heizen gezahlt. Für Bewohner eines Mehr-
familienhauses in schlechtem energetischen 
Zustand waren die Heizkosten mehr als doppelt 
so hoch: etwa 1.110 Euro. Entsprechend höher 
sind auch die damit verbundenen klimaschädli-
chen CO2-Emissionen. 
 
Aber auch ohne Sanierung kann jeder Einzelne 
seinen Energieverbrauch senken, Kosten spa-
ren und CO2 vermeiden: Zum Beispiel durch 
den Einbau von elektronischen Thermostaten, 
mit denen sich die Temperatur gradgenau ein-
stellen lässt. Auch durch richtiges Lüften lassen 
sich hohe Verluste vermeiden. Durch das Be-
nutzen von Sparduschkopf und Durchflussbe-
grenzern kann der Warmwasserverbrauch um 
bis zu 50 Prozent gesenkt werden. 
 

Rede zum Thema Diesel im 

Deutschen Bundestag 

Heute habe ich im Deutschen Bundestag zum 
Thema Diesel Stellung genommen. Mir war es 
noch mal wichtig zu zeigen, dass wir nicht ge-
gen Dieselfahrer, auch nicht gegen Autofahrer. 
Wir wollen einfach saubere Luft in unseren 
Städte. Darauf haben die Menschen ein Recht. 
Bei der ganzen Diskussion um den Diesel muss 
man unterscheiden zwischen dem Abgasskan-
dal und den Fahrverboten aufgrund von Über-
schreitungen von Stickstoffdioxidgrenzwerten. 
 

 
Foto: Deutscher Bundestag 

Beim Abgasskandal geht es um Autos, bei de-
nen die Hersteller mit illegalen Methoden ver-
sucht haben, die Messungen auf dem Rollen-
prüfstand auszutricksen. Bei allen davon be-
troffenen Modellen wurde ein amtlicher Rückruf 
angeordnet und die Hersteller verpflichtet, das 
Fahrzeug in einen vorschriftenkonformen Zu-
stand zu versetzen. Der damit verbundene 
Rückruf ist zu 97 Prozent abgearbeitet. 
 
Schauen Sie sich gerne meine gesamte Rede 
hier an:  
Mediathek Deutscher Bundestag 
 
Bei der Diskussion um Dieselfahrverbote und 
saubere Luft dagegen geht es ganz überwie-
gend um Autos, die rechtmäßig in den Verkehr 
gebracht wurden. Auf dem Prüfstand waren die 
Autos sauber. Deshalb kann die Automobilin-
dustrie hier nicht rechtlich verpflichtet werden, 
die Fahrzeuge auf eigene Kosten nachzurüs-
ten. 
 
Die SPD will keine Fahrverbote. Wir wollen, 
dass alle Dieselfahrer ihre Fahrzeuge uneinge-
schränkt nutzen können. Deshalb haben wir be-
reits im letzten Jahr das Sofortprogramm „Sau-
bere Luft 2017-2020“ auf den Weg gebracht. 
Für dieses Programm haben Automobilherstel-
ler und die Bundesregierung eine Milliarde zur 
Verfügung gestellt. Gefördert werden Nachrüs-
tungen bei Dieselbussen, Förderung beim Kauf 

https://dbtg.tv/fvid/7280304
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von Elektrobussen und beim Bau von Radwe-
gen sowie der Ausbau von Ladeinfrastruktur. 
 
Aber zurück zum Diesel: Wir als SPD und ins-
besondere auch das Bundesumweltministerium 
haben bereits seit langer Zeit technische Nach-
rüstungen auf Kosten der Autohersteller gefor-
dert. Wenn die CSU das Problem nicht so lange 
ignoriert und sich schützend vor die Industrie 
gestellt hätte, wären wir vermutlich schon viel 
weiter. Es ist für mich daher vor allem auch ein 
Verdienst und Erfolg der SPD, dass sich sowohl 
die Bundeskanzlerin als auch der Bundesver-
kehrsminister nach langer Blockadehaltung 
endlich zu technischen Nachrüstungen beken-
nen. Das Thema haben Kanzlerin und Koaliti-
onsspitzen endlich zur Chefsache gemacht. 
Das ist auch ein deutliches Signal an die Auto-
industrie, die sich nicht mehr weg ducken kön-
nen. 
 
„Soziale Marktwirtschaft heißt nicht nur eine 
Verantwortung gegenüber den Aktionären, 
sondern vor allem auch gegenüber den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern und den Ver-
braucherinnen und Verbrauchern.“ 
 
Das am 1. Oktober beschlossene „Konzept für 
saubere Luft und die Sicherung der individuel-
len Mobilität in unseren Städten“ stellt sicher, 
dass der weit überwiegende Teil aller deut-
schen Städte die Grenzwerte baldmöglichst ein-
halten wird, ohne dass der einzelne Dieselfah-
rer belastet wird. Diese Städte bleiben verläss-
lich von Verkehrsbeschränkungen verschont. 
Dies gilt für alle Städte, in denen 2017 ein Stick-
oxid-Jahresmittelwert von nicht mehr als 50 
Mikrogramm/ Kubikmeter gemessen wurde. 
Verkehrsbeschränkungen wären in diesen 
Städten unverhältnismäßig. 
 
In den 14 besonders belasteten Städten mit ei-
nem Stickoxid-Jahresmittelwert von mehr als 50 
Mikrogramm/ Kubikmeter und in weiteren Städ-
ten, in denen bestandskräftige Luftreinhalte-
pläne wegen fehlendem rechtlichen Ermes-
sensspielraum Verkehrsbeschränkungen vor-
sehen, sollen zusätzliche Maßnahmen wie Um-
tauschprämien, Rabatte und technische Lösun-
gen auch in Form von PKW-Hardware-Nach-
rüstungen angeboten werden. Damit soll sicher-
gestellt werden, dass Dieselfahrer auch in den 
besonders belasteten Städten uneingeschränkt 
weiterfahren können, falls Länder und Kommu-
nen dort Fahrverbote anordnen sollten. Außer-
dem hat sich das Bundesumweltministerium da-

für eingesetzt, dass Umtausch auch für diejeni-
gen möglich ist, die sich keinen Neuwagen leis-
ten können. 
 
Die jetzt gefundene Lösung hilft hunderttausen-
den von Dieselfahrern in diesen Städten und 
angrenzenden Landkreisen. Sie bekommen 
jetzt die Möglichkeit, sicherzustellen, dass sie 
von möglichen Fahrverboten nicht betroffen 
sein werden. Durch die genannten Maßnahmen 
sollen Fahrverbote letztlich vermieden und die 
Luft in den Städten besser werden, wovon Milli-
onen Menschen profitieren. Wenn die Autoin-
dustrie mitzieht, haben wir also einen konkreten 
Ausweg aus der Dieselkrise. 
 
„Es gilt das Verursacherprinzip und es gilt 
auch das Prinzip des ehrbaren Kaufmanns.“ 
 
Der Bund wird zügig die genehmigungsrechtli-
chen Voraussetzungen für die Hardware-Nach-
rüstungen schaffen. Und wir erwarten, dass die 
Automobilindustrie die Kosten für Hardware und 
den Einbau übernehmen. Das was bislang von 
VW, BMW und Co dazu gesagt worden ist, kann 
ganz sicher nicht das letzte Wort gewesen sein. 

 

Halbzeitbilanz der Landesre-

gierung:  

Mehr Schein als Sein - Große 

Überschriften, kaum Inhalte 

Am Freitag, 26. Oktober 2019 macht die Kam-
pagne der SPD-Landtagsfraktion Halt im Land-
kreis Waldshut, um die Versprechen der grün-
schwarzen Landesregierung zur parlamentari-
schen Halbzeit kritisch unter die Lupe zu neh-
men. Unter dem Motto: „Mehr Schein als Sein - 
Große Überschriften, kaum Inhalte“ wird der 
Anspruch der grün-schwarzen Landesregie-
rung im Koalitionsvertrag und die Wirklichkeit 
ihres bisherigen zweieinhalbjährigen Wirkens 
beleuchtet. 
 
Bei der Veranstaltung wird der Vorsitzende der 
SPD-Landtagsfraktion Andreas Stoch MdL na-
türlich auch die Konzepte und Zukunftsentwürfe 
der SPD-Fraktion für die drängenden Fragen in 
diesem Land vorstellen: Fahrverbote und die 
hohen Beiträge für Kindertagesstätten, die viele 
Eltern finanziell erheblich belasten. 
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"Halbzeitbilanz der  
Landesregierung:  

Mehr Schein als Sein - Große Über-
schriften, kaum Inhalte" 

Veranstaltung mit Andreas Stoch MdL 
Freitag 26. Oktober 2018 

um 19:00 Uhr, 
Hotel Bercher 

Peter-Thumb-Straße 11 
79761 Waldshut-Tiengen 

 

 
Nutzt die Gelegenheit mehr über die Bausteine 
sozialdemokratischer Politik in Baden-Württem-
berg zu erfahren. Wir freuen uns auf eine gute 
Diskussion über die Politik in unserem Land. 

 

Diskussion mit Schüler-

gruppe aus Gurtweil im 

Deutschen Bundestag 

 
Foto: Büro Schwarzelühr-Sutter 

Schülerinnen und Schüler der GWRS Gurtweil 
trafen sich am Donnerstag, den 11. Oktober 
2018 mit mir in Berlin. 
Die Schülerinnen und Schüler aus Gurtweil ha-
ben sich super auf den Besuch im Deutschen 
Bundestag und die Diskussion mit mir vorberei-
tet. Sie waren sehr interessiert und haben viele 
Fragen gestellt. Das hat richtig Spaß gemacht. 
Auch den Schülerinnen und Schülern aus Gurt-
weil habe ich versucht einen Einblick in meinen 
Arbeitsalltag in Berlin zu geben. Und natürlich 
haben wir auch über die aktuellen politischen 
Entwicklungen in unserem Land gesprochen. 
Die Diskussion hat mir gezeigt, dass von Poli-
tikverdrossenheit unter jungen Menschen keine 
Rede sein kann. Das macht gerade in der heu-
tigen Zeit Mut. 
 

Vor der Diskussion mit mir im Reichstagsge-
bäude verfolgten die Schülerinnen und Schüler 
gespannt eine aktuelle Plenumsdebatte von der 
Besuchertribüne aus und konnten sich damit 
selbst ein Bild von politischer Diskussionskultur 
machen. 
 

Schülergruppe aus Trossin-

gen diskutiert im Deutschen 

Bundestag 

 
Foto: Büro Schwarzelühr-Sutter 

Schülerinnen und Schüler der Solwegschule 
Trossingen trafen sich am Freitag, den 12. Ok-
tober 2018, mit mir in Berlin. Nachdem ich den 
jungen Besuchern aus Trossingen eine kurze 
Einführung in den Parlamentsbetrieb und mei-
nen beruflichen Alltag als Regierungsmitglied 
gab, hatten die Schülerinnen und Schüler die 
Möglichkeit, mit Fragen in die Diskussion einzu-
steigen. 
 
Die Trossinger Schülerinnen und Schüler waren 
sehr interessiert und haben viele Fragen ge-
stellt. Das hat richtig Spaß gemacht. Ich habe 
versucht den Schülerinnen und Schülern aus 
Trossingen einen Einblick in meinen Arbeitsall-
tag in Berlin zu geben. Und natürlich haben wir 
auch über die aktuellen politischen Entwicklun-
gen in unserem Land gesprochen. Wir haben 
insbesondere darüber gesprochen, wie sich die 
Diskussionskultur seit Beginn dieser Legislatur-
periode und insgesamt in unserer Gesellschaft 
verändert hat. Die politische Auseinanderset-
zung hat eine persönliche Ebene angenommen, 
die unsere Verantwortung und Vorbildfunktion 
als Parlamentarier untergräbt. Mir war es des-
halb auch noch mal wichtig auf die Bedeutung 
und die Errungenschaften unserer Demokratie 
hinzuweisen. 
 
Vor der Diskussion mit mir im Reichstagsge-
bäude verfolgten die Schülerinnen und Schüler 
gespannt eine aktuelle Plenumsdebatte von der 
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Besuchertribüne aus und konnten sich damit 
selbst ein Bild von politischer Diskussionskultur 
machen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 



  

 

 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Liebe Leserinnen und Leser,  

 
ich hoffe Sie hatten eine spannende Lektüre! Den Menschen bei uns im Wahlkreis 

und in unserer Region möchte ich auch ein wichtiger Ansprechpartner für ihre An-
liegen und Sorgen sein. Gerne können Sie sich jederzeit telefonisch, per E-Mail 

oder ganz klassisch per Brief an mich wenden. Ich freue mich auf Ihre Nachricht!  
 
Für mehr Informationen zu meiner politischen Arbeit im Wahlkreis und in Berlin 

besuchen Sie mich auch gerne auf meiner Homepage und bei facebook oder folgen 
mir auf Twitter und Instagram!  

 

 
 

 

 

Kontakt 
 
Abgeordnetenbüro Berlin: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
T: 030 – 227 73 071 

F: 030 – 227 76 173 

E: rita.schwarzeluehr-sutter@bundes-
tag.de 
 

Wahlkreisbüro Waldshut-Tiengen: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Wallstr. 9 / Kaiserstr. 22 
79761 Waldshut-Tiengen 
T: 07751 – 91 76 881 

F: 07751 – 91 76 882 

E: rita.schwarzeluehr-sutter.wk@bundes-
tag.de 
 

Home:  

Facebook: 

Twitter: 

Instagram: 

www.schwarzelühr-sutter.de 

facebook.com/schwarzeluehrsutter 

twitter.com/rischwasu 

instagram.com/rischwasu/ 
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